Nr. 44-647-SA

Errichtung einer Kneippanlage auf Fl. Nrn. 55/2, 616/9 und 633/2, Gemarkung Saal a. d. Donau;
hier: Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Gemeinde Saal a. d. Donau beantragt für die Errichtung eines Fußgängerstegs mit anliegender Kneippanlage am Feckinger Bach, auf den Fl. Nrn. 55/2, 616/9 und 633/2, Gemarkung Saal a. d. Donau, die Durchführung eines wasserrechtlichen Verfahrens.

Gemäß §§ 5 und 7 Abs. 2 i. V. m. § 2 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zu diesem Gesetz, ist für die Errichtung der Kneippanlage am Feckinger Bach im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung der Schutzkriterien der Anlage 3 zu diesem Gesetz festzustellen, ob durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind und deshalb eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die Vorprüfung erfolgt gemäß § 7 Abs. 2 UVPG als eine überschlägige Prüfung in zwei Stufen, unter Berücksichtigung der in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Kriterien. 

Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass durch die Errichtung einer Kneippanlage am Feckinger Bach keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Merkmale des Vorhabens
Im Zusammenhang mit dem neu erstellten Schotterparkplatzbau auf der „Pfarrerwiese“ und dem, von dort ausgehendem Wanderweg, soll eine Kneippanlage am Feckinger Bach entstehen. Der Planungsbereich umfasst eine Fläche von rund 200 m3. Die Ausgestaltung des Vorhabens besteht in der Herstellung einer Ausbuchtung im bestehenden Bachlauf für das Fußkneippbecken, in der Ufergestaltung im Bereich des Kneippbeckens durch Einbau von Natursteinsitzblöcken und Uferbausteinen mit naturnaher Böschungsgestaltung. Außerdem wird eine zusätzliche Retentionsfläche für Hochwasserphasen durch Eintiefen des Geländes im Bereich des Fußkneippbeckens geschaffen.

Standortprüfung
Die standortbezogene Vorprüfung ist als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchzuführen. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die naturschutzfachlich relevanten Schutzgüter sind nicht zu erwarten:
Es sind keine Schutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) betroffen.
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Belange der Wasserwirtschaft sind durch das Vorhaben ebenfalls nicht zu erwarten:
-Die Verfügbarkeit und Qualität der natürlichen Ressource Wasser wird nicht beeinflusst. 
-Wasserschutzgebiete nach § 51 Wasserhaushaltsgesetz –WHG-, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG sowie Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG sind nicht betroffen. 
-Das Vorhaben liegt im festgesetzten Überschwemmungsgebiet des Feckinger Bachs. Eine signifikante Änderung des Überschwemmungsgebietes aufgrund der geplanten Maßnahme ist jedoch nicht zu erwarten.
Das Gebiet hat keine hohe Bevölkerungsdichte, Auswirkungen auf Kultur und Sachgüter sind nicht gegeben. 

Die Prüfung auf der ersten Stufe gemäß § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Anlage 3 Nummer 2.3 zum UVPG hat ergeben, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen. Somit besteht keine UVP-Pflicht. 
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Diese Feststellung – in einem gesonderten Aktenvermerk festgehalten – wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekanntgemacht. Sie ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).
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